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Erster Teil : Forschungsgegenstand

A. BVerfGE 97, 271ff. als Bruch mit der historischen Kontinuität

Am 18. Februar 1998 hat der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts1 dazu
Stellung genommen, ob im Falle der Ehegatten-Hinterbliebenenrenten der Ei-
gentumsschutz nach Art. 14 Abs. 1 GG greift. Streitgegenständlich war die Frage,
ob die durch das Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeitengesetz vom
11. Juli 1985 (HEZG) neu eingeführten Bestimmungen über die Anrechnung von
Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen auf die Ehegatten-Hinterbliebenen-
renten mit dem Grundgesetz vereinbar waren. Entgegen der vorher überwie-
genden Ansicht in der Literatur2 hat das Gericht diese Frage bejaht und den
Ehegatten-Hinterbliebenenrenten den Eigentumscharakter abgesprochen; die
Entscheidung ist dabei auf Halb- und Vollwaisenrenten voll übertragbar. Ehe-
gatten-Hinterbliebenenrenten seien den Rentenversicherten weder privatnützig
zugeordnet noch beruhten sie auf zurechenbaren Eigenleistungen des Renten-
versicherten.

Gerade die Aussage des Beschlusses, die Hinterbliebenenrente sei »eine vor-
wiegend fürsorgerisch motivierte Leistung«3, hat sich als eine Art von Damm-
bruch erwiesen und ein Signal an den Rentengesetzgeber gegeben, dass ihm zu
den Hinterbliebenenrenten freie Fahrt gewährt werde und er diese Rentenart als
finanzpolitische Manövriermasse nutzen könne.4 Der Gesetzgeber hat auch
schnell reagiert, wie das alsbald nach dem Beschluss ergangene Altersvermö-
gensergänzungsgesetz 2001 mit den gegenüber dem HEZG 1985 weiter ver-
schärften Anrechnungsvorschriften (§ 97 SGB VI i. V. m. §§ 18a bis e SGB IV)

1 BVerfGE 97, 271 (283ff.). Einstimmend auf dieses Entscheidungsergebnis war bereits BVerf-
GE 87, 1 (35ff.) – Kindererziehungszeiten.

2 Nachweise zu der überaus intensiven Diskussion vor und nach der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts vom 11. Februar 1998 bei Mielke, S. 39ff.

3 BVerfGE 97, 271 (285).
4 So die Bewertung bei Butzer 2006, S. 667, 685f.



gezeigt hat. Weitere, in jüngerer Zeit erwogene Änderungen5 – sollten sie vom
Gesetzgeber aufgenommen und umgesetzt werden – würden diesen Trend der
sukzessiven Umpolung der Hinterbliebenenversicherung zu einer Hinterbliebe-
nenversorgung fortsetzen.

Zu der Entscheidung ist aber auch bemerkenswert, dass das Bundesverfas-
sungsgericht mit ihr nicht nur eine grundlegende Neuregelung der Renten we-
gen Todes verfassungsrechtlich gebilligt, sondern auch einen Teil des über
Jahrzehnte von RVO und SGB VI geschnürten Leistungspakets aus dem Kern-
system der gesetzlichen Rentenversicherung herausinterpretiert hat. Es geht um
einen Teil, der nunmehr vor ziemlich genau 100 Jahren, im Jahre 1911, durch die
Reichsversicherungsordnung (RVO)6 zum einen und durch das Versicherungs-
gesetz für Angestellte (AVG)7 zum anderen im System der Sozialversicherung
verankert worden ist. Die neuen Waisenrenten- und Witwen- und Witwerren-
tenleistungen galten für die Arbeiter ebenso wie für die neu definierte Gruppe
der Angestellten und damit für einen großen Teil der Bevölkerung des deutschen
Kaiserreiches. Mit der Einführung dieser Hinterbliebenenrenten wurde eine
Lücke geschlossen, die die ersten Reichsgesetze zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung, nämlich das Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz vom 22. Juni
18898 und das nachfolgende Invalidenversicherungsgesetz vom 13. Juli 18999,
gelassen hatten. Diese enthielten noch keine Renten für Ehegatten und Kinder
verstorbener Versicherter.

Immerhin regelten diese Gesetze aber schon einen Anspruch der Hinter-
bliebenen auf Rückerstattung der gezahlten Beiträge, wobei diese Rückerstat-
tungsregelung 1889 von der Reichstagskommission aus dem Gesichtspunkt ge-
schaffen worden war, dass sich eine Familie im Todesfalle des Ernährers in
größter Not befände.10 Ansonsten sahen bis 1911 nur das Unfall- und das
Krankenversicherungsgesetz Leistungen an Hinterbliebene vor.11 Schon der

5 Siehe etwa Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,
Die Chance nutzen – Reformen mutig voranbringen, Jahresgutachten (JG) 2005/2006, 2006,
S. 372 (Tz. 553), S. 386 (Tz. 573); konkretisiert in: ders. , Widerstreitende Interessen – un-
genutzte Chancen, JG 2006/2007, 2007, S. 254ff. (Tz. 335ff.). Siehe ferner eine Kleine Anfrage
von 40 Abgeordneten sowie der Fraktion der FDP zu »Bestand und Entwicklung bei den
Hinterbliebenenrenten« auf BT-Drucks. 16/1191 (vom 6. 4. 2006); Antwort der Bundesre-
gierung auf BT-Drucks. 16/1274 (vom 24. 4. 2006).

6 RVO vom 19. 07. 1911, RGBl., S. 509; Regelungen zu Hinterbliebenenrenten in §§ 1252ff.
RVO.

7 AVG vom 20. 12. 1911, RGBl., S. 989; Regelungen zu Hinterbliebenenrenten in §§ 28ff. AVG.
8 RGBl. S. 97.
9 RGBl. S. 393.

10 Bericht der VI. Kommission v. 19. 03. 1889 über den derselben zur Vorberatung überwiese-
nen Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Alters= und Invaliditätsversicherung, Sten. Ber.
RT, VII. Leg. Per., 4. Session, Bd. 5, Anl. Nr. 141, S. 898.

11 Ausführlich zu den Regelungen der Witwen- und Waisenversicherung in den Sozialversi-

Forschungsgegenstand18

http://www.v-r.de/de


Entwurf eines Krankenversicherungsgesetzes aus dem Jahr 1882 enthielt inso-
weit Bestimmungen über die Gewährung eines sogenannten »Sterbegeldes«12,
mit dem Ziel, so ein anständiges Begräbnis zu gewährleisten. Man übertrug den
Krankenkassen mithin zugleich die Funktion von Sterbekassen.13 Und auch die
Unfallversicherung regelte von Anfang an die Fürsorge für Hinterbliebene durch
Ersatz der Beerdigungskosten und zudem durch Gewährung von Hinterbliebe-
nenrenten.14

B. Ziel und inhaltliche Beschränkung der Untersuchung

Vor dem Hintergrund der bundesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung von
1998 und des damit ermöglichten breiten Reformspielraums für Hinterblieben-
enleistungen hat sich die vorlegende Untersuchung zum Ziel genommen, die
Entstehensbedingungen und die politische Diskussionsgeschichte der Hinter-
bliebenenrenten zu erforschen und nachzuzeichnen. Sie hofft damit, auch für
die Gegenwart helfen zu können, die Funktionen der Hinterbliebenenrenten und
ihre systematische Einordnung – ob als Fürsorge- oder als Versicherungslei-
stung – besser zu verstehen. Sie begreift sich insofern als ein Beitrag zur histo-
rischen Auslegung der heutigen Regelungen in §§ 46–48 SGB VI.

Bei der anzustellenden historischen Forschung und Analyse sollen indes zwei
inhaltliche Begrenzungen vorgenommen werden. Zunächst soll die Entstehung
einer Hinterbliebenensicherung in der Seefahrt (weithin) außen vor gelassen
werden; hier hat die Interessenvertretung der Seefahrer bereits 1906 eine Hin-
terbliebenenversicherung durchgesetzt.15 Ebenso wenig soll die Entstehung der
Hinterbliebenensicherung in der Beamtenversorgung hier näher betrachtet
werden. Beide Bereiche sollen vielmehr nur beleuchtet werden, soweit sie die
sozialpolitische Diskussion um die Hinterbliebenenversicherung von Arbeitern
und Angestellten beeinflusst haben. Ansonsten bedürften sie je eigener histo-
rischer Untersuchungen.

Ferner soll der Untersuchungszeitraum beschränkt werden. Als (Kern-)Un-

cherungsgesetzen vor 1911 sowie zu den Motiven der Gesetzgeber siehe Wagner 1906,
S. 213ff.

12 § 16 Nr. 2 des Entwurfes eines Krankenversicherungsgesetzes, Sten. Ber. RT, V. Leg. Per. ,
2. Session, Bd. 5, Anl. Nr. 14, S. 127.

13 Begründung zum Entwurf eines Krankenversicherungsgesetzes, Sten. Ber. RT, V. Leg. Per.,
2. Session, Bd. 5, Anl. Nr. 14, S. 147.

14 § 6 Unfallversicherungsgesetz vom 6. Juli 1884, RGBl., S. 69.
15 Vgl. hierzu Zweiter Teil, C., III. , S. 60f. dieser Arbeit. Die Versicherung wurde von der

Seeberufsgenossenschaft verwaltet und nicht in die gemeinsame Versicherung für Fabrik-
arbeiter, Landwirtschaft und Angestellte mit einem Verdienst von bis zu 2.000 Mark ein-
bezogen.
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tersuchungszeitraum für die Untersuchung bietet sich aus verschiedenen
Gründen der Zeitraum von 1890 bis 1911 an: Im Jahre 1890 war nämlich einer-
seits der Diskussionsprozess bis zur Schaffung des ersten Rentenversiche-
rungsgesetzes von 1889 mit der Entscheidung, auf die Einführung einer Hin-
terbliebenensicherung zu verzichten, abgeschlossen. Andererseits kam es be-
reits 1890 durch den »Fall« des Sozialistengesetzes am 25. Januar, durch die ohne
Gegenzeichnung Bismarcks am 4. Februar 1890 veröffentlichten Februarerlas-
se16 – zwei Dokumenten, mit denen Kaiser Wilhelm II. einen Ausbau des Ar-
beiterschutzes ankündigte17 – und wenig später durch die Entlassung Bismarcks
durch Kaiser Wilhelm II. (20. März 1890) zu einem Wendepunkt in der Sozial-
politik und mithin in der Sozialgesetzgebung. Seither wurde wieder über die
Hinterbliebenenabsicherung diskutiert, obwohl man eigentlich hätte annehmen
können, dass nach der politischen Entscheidung von 1889 erst einmal eine
längere Diskussionspause eintreten würde.

C. Forschungsstand

Zu der nun einsetzenden und letztlich bis 1911 währenden gut 20-jährigen
Diskussion über die Einführung von Hinterbliebenenrenten ist kaum Literatur
vorhanden. Zu nennen ist bislang nur eine Untersuchung von Wolfgang Dre-
her18, nämlich seine für das Thema pionierhafte Freiburger Dissertation von
1977. Diese ist allerdings beschränkt auf die Arbeiterwitwenversicherung, und
sie konnte die damals noch in der früheren DDR in Potsdam gelagerten Akten
des Reichsamtes des Innern sowie des Reichversicherungsamtes nicht auswer-
ten; eine umfassende Sicht auf die regierungsamtliche Diskussion war damit für
Wolfgang Dreher noch nicht möglich. Mittlerweile befinden sich beide Akten-
bestände im Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde und sind dort gut zugänglich.
Zwar ist in der Zwischenzeit, nämlich im Jahr 2000, eine erste Auswertung dieser
Akten durch Marlene Ellerkamp19 erfolgt. Doch dürfte es sich bei dieser Aus-

16 Vgl. Quellensammlung GDS, Abt.II , 1. Bd. 1, S. 14ff. m.w. N.
17 Die Zeit bis zu den Februarerlassen und die Umstände des Zusammenschlusses verschie-

dener Berufsgruppen zur neu definierten Angestelltenklasse sind Gegenstand einer Mün-
chener Dissertation von Barbara Bichler aus dem Jahre 1996 (Die Formierung der Ange-
stelltenbewegung im Kaiserreich und die Entstehung des Angestelltenversicherungsgesetzes
von 1911, erschienen 1997).

18 Wolfgang Dreher, Die Entstehung der Arbeiterwitwenversicherung in Deutschland (Diss.
iur., Freiburg 1977), 1978. Dreher ist heute Vorsitzender Richter am Bundessozialgericht.

19 Marianne Ellerkamp, Die Frage der Witwen und Waisen. Vorläufiger Ausschluß aus dem
Rentensystem und graduelle Inklusion (1889–1911), in: Stefan Fisch/ Ulrike Haerendel,
Ulrike (Hrsg.), Geschichte und Gegenwart der Rentenversicherung in Deutschland. Beiträge
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